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102 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
0 Geſetz 
über Erhöhung der Leiſtungen in der Invalidenverſicherung. Vom 19, 9. 1924. 
f 5 Artikel 1. 
$ 4 der Verordnung über Beiträge und Leiſtungen in der Invalidenverſicherung vom 8. Februar 1924 
— Geſetzbl. S. 24 — erhält folgende Abänderung: 
Für die bezeichneten Rentenempfänger werden folgende Einheitsmonatsrenten feſtgeſetzt: 
für Empfänger 


einer Invaliden⸗, Kranken⸗ oder Altersrendte 19— G 
einer Witwen-, Witwen⸗Kranken⸗ oder Witwerrente . . . .10,75 „ 
cher MA , o e E 5,40 „ 
Artikel 2. f ; 
Der $ 1392 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: A 
Bis auf weiteres werden als Wochenbeiträge erhoben: 
eee ye. bdo A 44 P 
* 4 TT 66 „ 
y 1 e ee 90 „ 
y EEE ak ls Y ee ED . 
A 1 S a E 120 , 
Wrtifel 3. 


Der $ 1288 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
Der Grundbetrag der Invalidenrente beträgt für alle Lohnklaſſen 154 Gulden. 
Artikel 4. ER 

Dieſes Geſetz tritt hinſichtlich des Artikels 2 mit dem 29. September 1924 in Kraft mit der 
Maßgabe, daß Beitragsrückſtände aus der Zeit vor dieſem Tage nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
zu entrichten ſind. i 

Im übrigen tritt das Geſetz mit dem 1. Oktober 1924 in Kraft. 

Renten aus der Invalidenverſicherung, die in der Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum 30. September 1924 
fejtgejegt find oder noch feſtgeſetzt werden, ſind mit Wirkung ab 1. Oktober 1924 nach den Vorſchriften dieſes 


Geſetzes umzurechnen. Artikel 5. 
Das Landesverſicherungsamt kann Ausführungsbeſtimmungen zur Durchführung dieſes Geſetzes 


4 


erl i 
570 Danzig, den 19. September 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig.“ 
Sahm. Dr. Frank. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 9. 1924). 


103 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


i Geſetz 
über Anderung der Leiſtungen der Wochenhilfe. Vom 19. 9. 1924. 


§ 1. 

Der § 195 a Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut der Verordnung über 
Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge vom 26. Oktober 1923 — Geſetzbl. S. 1170 — erhält 
folgende Faſſung: 

Weibliche Verſicherte, die in den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft mindeſtens zehn Monate 
hindurch, auf Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen Krankheit 
verſichert geweſen ſind, erhalten als Wochenhilfe 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich wird, y 

2. einen einmaligen Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden in Höhe von 34.— Gulden; findet eine Entbindung nicht ftatt, fo find als 
Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 8.— Gulden zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens 65 Pfennige täglich für vier 
Wochen vor und ſechs zuſammenhängende Wochen unmittelbar nach der Niederkunft. Das 
Wochengeld für die erſten vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung fällig, 

4. ſolange ſie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes, jedoch 
mindeſtens 35 Pfennige täglich, bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 
Der Vorſtand kann einen Höchſtbetrag für das tägliche Stillgeld feſtſetzen. 


8 2. 

Der $ 195 e der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut der Verordnung vom 
26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1170) erhält folgende Faſſung: 

Der Vorſtand der Krankenkaſſe kann, ſoweit keine Anordnung nach $ 195 d getroffen ijt, all- 
gemein beſchließen, bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie Hebammenhilfe und 
freie Arznei zu gewähren; in dieſem Falle ermäßigt ſich die bare Beihilfe an die Wöchnerin nach § 195 4 
Ab. I Nr. 2 auf 14 Gulden; findet keine Entbindung ſtatt, fo ijt keine Beihilfe zu zahlen. 


Bei Erſatzforderungen der Kaſſe und gegen die Kaſſe gilt als Wert der Sachleiſtung nach Abſ. 1 


der Betrag von 21.— Gulden. 
$ 3. 
Der § 195d der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut der Verordnung vom 
26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1170) erhält folgende Faſſung: 
Wo nach Geſetz eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren aus⸗ 
zahlt oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet werden, 
daß die Krankenkaſſe einen Teil des einmaligen Beitrags nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 2 bis zur 


Höhe von 21.— Gulden an die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen hat. Dieſer 
Betrag muß der Wöchnerin auf die Gebühr angerechnet werden, die ſie ſelbſt für die 


Hebammenhilfe zu zahlen hat. 
8.4. 
Der $ 197 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut der Verordnung 
vom 26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1170) erhält folgende Faſſung: 


Dabei gilt als Wert der Sachleiſtung nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 1 der Betrag von 


34.— Gulden; der Senat kann im Falle eines Bedürfniſſes dieſen Betrag allgemein andere 
weit feſtſetzen. 


. * an u) 


r 
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$ 5. 
Der $ 25a Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut der Verordnung vom 
26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1170) erhält folgende Faſſung: 

Als Wochenhilfe werden die im $ 195 a bezeichneten Leiſtungen gewährt. Dabei 
beträgt das Wochengeld 65 Pfennige und das Stillgeld 35 Pfennige täglich. Der Kaſſen⸗ 
vorſtand kann beſtimmen, daß das Wochengeld auf einmal oder in Teilbeträgen bezahlt wird. 

8 6. 
Der $ 370 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut der Verordnung 
vom 26. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1170) erhält folgende Faſſung: 
Ñ Wird bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden ärztliche Behandlung 
erforderlich ($ 195 a Abſ. 1 Nr. 1), fo kann die Krankenkaſſe in den vorſtehend bezeichneten 


Fällen der Wöchnerin ftatt der Sachleiſtung eine bare Beihilfe bis zum Betrag von 
34.— Gulden gewähren. 
8 7. 


Im Abſchnitt C des Geſetzes über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge vom 5. Oktober 
1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält Satz 2 folgende Faſſung⸗ ; 

Bis dahin erhalten die zum Bezuge der Wochenhilfe und Wochenfürſorge berechtigten 
Perſonen außerdem eine Beihilfe bis zum Betrage von 34.— Gulden für Hebammendienſte 
und ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden erforderlich werden. 


% 


§ 8. 
Dieſe Vorſchriften treten mit dem 1. Auguſt 1924 in Kraft. 
Für Entbindungsfälle, die vor dem 1. Auguft 1924 eingetreten find, iſt das Wochen⸗ und 
Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu berechnen. f 


Danzig, den 19. September 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Fr ühren monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den Staatsanzeiger 
fr die See sn den Teil 925 G, o) für den Staatsanzeiger für die reie Stadt bona Teil II 100 E 
15 ellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs. 
k dreis zu a) 0,60 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeiger. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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